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Deutscher Bundestag 
13. Wahlperiode 

Antrag 
der Fraktion der SPD 

Störung des gesamtwirtschaftlichen Gleichgewichts 

Der Bundestag wolle beschließen: 

Der Deutsche Bundestag stellt fest: 

Das gesamtwirtschaftliche Gleichgewicht ist gestört (Artikel 115 
Abs. 1 Satz 2 des Grundgesetzes). 

Bonn, den 8. Oktober 1997 

Rudolf Scharping und Fraktion 

Begründung: 

Nach Artikel 115 Grundgesetz darf die Nettokreditaufnahme die 
Summe der im Haushalt veranschlagten Investitionen nur bei einer 
Störung des gesamtwirtschaftlichen Gleichgewichts überschrei-
ten. Daß diese Ausnahmesituation 1997 gegeben ist, zeigt sich vor 
allem in dem Rückgang der Beschäftigung und der Erhöhung der 
Arbeitslosenzahl. Es muß mit einer Arbeitslosenzahl von 4,3 Mil-
lionen im Jahresdurchschnitt gerechnet werden und gleichzeitig 
wird die Zahl der Erwerbstätigen im Jahresdurchschnitt 1997 um 
500 000 geringer sein. 




